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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen) 


A. Problem 

Zum 31. Dezember 1971 läuft die Straßengüterverkehrsteuer 
aus, was zu einer erheblichen Kostenentlastung des Werkfern- 
verkehrs führt. Dies könnte sich nachhaltig auf die übrigen 
Verkehrsträger — insbesondere auf die Eisenbahnen — aus- 
wirken. 

Der gewerbliche Güterfernverkehr wird in seinen wirtschaft- 
lichen Dispositionen durch das geltende Genehmigungssystem 
behindert, wonach die Güterfernverkehrsgenehmigung jeweils 
nur für ein bestimmtes Fahrzeug ausgestellt wird. 


B. Lösung 

Der Ausschuß schlägt ein Lizenzierungsverfahren für den Werk- 
fernverkehr mit folgenden Einzelheiten vor: 

— Die übrigen Verkehrsträger erhalten in einem Ausschrei- 
bungsverfahren vor Erteilung der Lizenz Gelegenheit, ihrer- 
seits Beförderungsangebote abzugeben; 

— Versagung der Lizenz bei offensichtlichem Mißverhältnis 
zwischen Nutzlast des Fahrzeugs und Transportbedarf; 

— im Interesse des Schienenverkehrs: eine Lizenz wird ver- 
sagt, wenn ein annehmbares Beförderungsangebot der Deut- 
schen Bundesbahn oder einer nichtbundeseigenen Bahn vor- 
liegt. Hier ist ferner ein obligatorisches Marktgespräch vor- 
gesehen. 

Durch Einführung der Inhabergenehmigungen an Stelle der an 
das Fahrzeug gebundenen Genehmigungen ab 1, Januar 1973 
erhält der Unternehmer des gewerblichen Güterfernverkehrs 
künftig die Möglichkeit, das für den Transport am besten 
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geeignete Fahrzeug seiner Wahl einzusetzen und sich dadurch 
besser auf die Bedürfnisse der verladenden Wirtschaft einzu- 
stellen. 

Mehrheitsentscheidung im Ausschuß 


C. Alternativen 

Der Ausschuß hat mit dem Ziel einer Eindämmung des Werk- 
fernverkehrs folgende Alternativen erörtert: 

— Verlängerung der Straßengüterverkehrsteuer mit gewissen 
Modifikationen, 

— Einführung von Lizenzierungsgebühren mit verkehrslenken- 
der Wirkung, 

— Einführung einer an den Wegekosten orientierten Abgabe 
mit verkehrslenkender Wirkung, 

— Rechtsanspruch auf Erteilung einer Lizenz ohne Ablehnungs- 
befugnis im Einzelfall (so Regierungsentwurf). 

Die Alternativen erwiesen sich aus Rechtsgründen als nicht 

durchführbar oder fanden keine Mehrheit im Ausschuß. 


D. Kosten 

Es entstehen unmittelbar keine Kosten für den Bundeshaushalt. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen 
(9. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes 

— Drucksache Vl/2684 — 


A. Bericht des Abgeordneten Ollesch 


Der Gesetzentwurf — • Drucksache VI/2684 — wurde 
in der 146. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
22. Oktober 1971 dem Ausschuß für Verkehr und 
für das Post- und Fernmeldewesen federführend so- 
wie dem Wirtschaftsausschuß zur Mitberatung über- 
wiesen. Der Verkehrsausschuß hat die Vorlage in 
seinen Sitzungen am 4. und 11. November sowie am 
8. Dezember 1971 behandelt. 

Ziel des Gesetzentwurfs ist es, der neuen Wett- 
bewerbssituation zwischen den Verkehrsträgern 
nach dem Auslaufen der Straßengüterverkehrsteuer 
zum 31. September 1971 Rechnung zu tragen. Nach 
diesem Datum wird der Werkfernverkehr von einem 
nicht unerheblichen Kostenfaktor entlastet, so daß 
eine Ausweitung mit nachteiligen Auswirkungen 
auf die übrigen Verkehrsträger — insbesondere auf 
die Eisenbahnen — und auf die Sicherheit des 
Straßenverkehrs zu befürchten ist. Dem soll durch 
die Einführung von an das Kraftfahrzeug gebunde- 
nen Beförderungsbescheinigungen für den Werk- 
fernverkehr entgegengewirkt werden. Industrie und 
Handel müssen mithin künftig, wenn sie ein Kraft- 
fahrzeug mit mehr als 4 t Nutzlast im Werkfern- 
verkehr einsetzen sollen, vorher einen Antrag auf 
Erteilung einer Beförderungsbescheinigung stellen, 
über den im Rahmen eines förmlichen Verfahrens 
entschieden wird. 

Ein zweiter Schwerpunkt des Gesetzentwurfs ist 
die Einführung von Inhabergenehmigungen für den 
gewerblichen Güterfernverkehr. Nach bisherigem 
Recht sind die Güterfernverkehrsgenehmigungen an 
ein bestimmtes Fahrzeug gebunden, das mithin auch 


dann eingesetzt werden muß, wenn es nach seiner 
Größe oder Ausstattung für den betreffenden Trans- 
port wirtschaftlich nicht geeignet ist. Künftig soll 
der Unternehmer die Möglichkeit erhalten, mit einer 
Genehmigung aus seinem Wagenpark das für den 
betreffenden Transport geeignetste Fahrzeug auszu- 
wählen. Er kann sich dann flexibler auf den indivi- 
duellen Laderaumbedarf des Verladers einstellen. 

Im Mittelpunkt der Beratungen des Ausschusses 
stand das Verfahren bei der Erteilung von Beförde- 
rungsbescheinigungen für den Werkfernverkehr. 
Der Verkehrsausschuß befürchtet in Übereinstim- 
mung mit dem Bundesrat und dem an der Vorlage 
mitberatend beteiligten Wirtschaftsausschuß, daß 
das im Regierungsentwurf vorgesehene Lizenzie- 
rungsverfahren mit unbedingtem Rechtsanspruch auf 
Erteilung der Lizenz nach Beendigung eines Offen- 
legungsverfahrens nicht ausreichen könnte, um auch 
in Zukunft das Gleichgewicht zwischen den ver- 
schiedenen Verkehrsträgern zu wahren und eine 
zusätzliche Belastung des ohnehin überbeanspruch- 
ten Straßennetzes zu vermeiden. Der Ausschuß hat 
daher folgende Alternativen erörtert: 

— Verlängerung der Straßengüterverkehrsteuer 
mit ihren unterschiedlichen Steuersätzen für den 
Werkfernverkehr und den gewerblichen Güter- 
fernverkehr; eine solche Verlängerung würde 
selbst dann, wenn die sogenannten Seehäfenprä- 
ferenzen wegfielen, gegen die Entscheidung des 
Rates der EWG vom 13. Mai 1965 über die Har- 
monisierung bestimmter Vorschriften, die den 
Wettbewerb im Eisenbahn-, Straßen- und Binnen- 
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Schiffsverkehr beeinflussen, verstoßen. Artikel 3 
dieser Harmonisierungsentscheidung sieht vor, 
daß die Steuerregelungen für Güterbeförderun- 
gen in den EWG-Mitgliedstaaten einander so 
angepaßt werden, daß sie sich in ihren Auswir- 
kungen entsprechen. Eine weitere Verlängerung 
der Straßengüterverkehrsteuer stände hierzu in 
Widerspruch. 

— ■ Einführung einer Lizenzierungsgebühr mit prohi- 
bitiver Wirkung für den Werkfernverkehr: Die- 
ser Lösungsmöglichkeit stehen die Grundsätze 
des deutschen Gebührenrechts entgegen, die be- 
sagen, daß die Höhe der Gebühren im ange- 
messenen Verhältnis zum Verwaltungsaufwand 
stehen muß. Die Gebührenbemessung etwa nach 
dem wirtschaftlichen Nutzen für den Antragstel- 
ler und mit prohibitiver Zielsetzung ist unzu- 
lässig. 

— Versagung einer Lizenz bei offensichtlichem Miß- 
verhältnis zwischen der Nutzlast des Kraftfahr- 
zeuges und den anfallenden Beförderungslei- 
stungen: Hiergegen sind rechtliche Bedenken 
nicht zu erheben; insbesondere steht eine solche 
Lösung auch im Einklang mit einem Verord- 
nungsvorschlag der Kommission der Europä- 
ischen Gemeinschaften über die Einführung ge- 
meinsamer Regeln für den Zugang zum Beruf 
des Güterkraftverkehrsunternehmers im inner- 
staatlichen und im grenzüberschreitenden Ver- 
kehr. 

— Lizenzerteilung nur, wenn der Antragsteller 
nachweist, daß er von seiten der anderen Ver- 
kehrsträger kein für ihn annehmbares Beförde- 
rungsangebot erhalten hat. Gegen diese Lö- 
sungsmöglichkeit äußerte der Vertreter des Bun- 
desverkehrsministeriums verfassungsrechtliche 
Bedenken und Bedenken unter dem Gesichts- 
punkt der mangelnden Praktikabilität. 

Der Ausschuß hat sich mit Stimmenmehrheit für 
eine Kombination der beiden zuletzt genannten Mo- 
delle entschieden, wobei aus verfassungsrechtlichen 
Gründen gewisse Einschränkungen gemacht wur- 
den. Nach der vorgeschlagenen Neufassung des 
§ 50 d GüKG soll eine Lizenz für den Werkfernver- 
kehr zunächst dann versagt werden, wenn die Nutz- 
last des einzusetzenden Fahrzeuges in einem offen- 
sichtlichen Mißverhältnis zu den notwendigen Be- 
förderungsleistungen steht. Die Versagung der Li- 
zenz ist ferner dann vorgesehen, wenn ein annehm- 
bares Transportangebot der Deutschen Bundesbahn 
oder einer nichtbundeseigenen Eisenbahn vorliegt; 
Transportangebote des gewerblichen Güterfernver- 
kehrs oder der Binnenschiffahrt führen dagegen 
nicht zur Versagung der Lizenz. 

Der Ausschuß ist bei dieser Differenzierung von 
den im Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
22. Mai 1963 — 1 BVR 78/56 (BVerfGE 16, 174 ff.) 
enthaltenen Grundsätzen ausgegangen, wonach die 
Beschränkung des Werkfernverkehrs eine Berufs- 
ausübungsregelung ist, die nur dann mit Artikel 12 
des Grundgesetzes vereinbart werden kann, wenn 
sie im Interesse der Funktionsfähigkeit des binnen- 
ländischen Verkehrs notwendig ist und auch die 


I Grenzen der Verhältnismäßigkeit und Zumutbarkeit 
! nicht überschritten werden. Der Ausschuß hält eine 
I möglichst große Verlagerung von Transporten weg 
I von der Straße auf die Schiene aus Gründen der 
Verkehrssicherheit für unbedingt notwendig; außer- 
dem sollte vom Gesetzgeber die Rentabilität der 
Bundesbahn, der umfangreiche gemeinwirtschaft- 
I liehe Pflichten (z. B. Betriebspflicht und Beförde- 
: rungspflicht) auferlegt worden sind, möglichst um- 
^ fassend gefördert und geschützt werden. Diese 
Gründe rechtfertigen es nach Auffasung des Aus- 
schusses, eine Lizenz für den Werkfernverkehr zu 
versagen, wenn die in Betracht kommenden Trans- 
porte zu annehmbaren Bedingungen auch auf dem 
Schienenweg durchgeführt werden können. Der Be- 
griff des „annehmbaren Beförderungsangebotes" 
wird bei Anwendung im Einzelfall gewisse verwal- 
tungstechnische Schwierigkeiten bereiten, weil hier 
; je nach Art des Unternehmens Zeitpunkt und Rei- 
henfolge der Transporte sowie die eventuell not- 
wendigen Nebenleistungen wie Inkasso, Werbung 
und technische Beratung eine bedeutsame Rolle spie- 
len können. Der Ausschuß ist jedoch davon über- 
zeugt, daß diese Schwierigkeiten durch sachgerechte 
Verwaltungsvorschriften sowie auf dem Wege über 
das neu in das Gesetz eingefügte obligatorische 
Marktgespräch überwunden werden können. 

Der gewerbliche Güterfernverkehr ist im Ver- 
hältnis zum Werkfernverkehr nach Auffassung des 
Ausschusses nicht in dem Maße wie der Schienen- 
verkehr schutzbedürftig, weil diesem keine ge- 
meinwirtschaftlichen Aufgaben übertragen worden 
sind und ihm insbesondere keine Beförderungs- 
pflichten obliegen. Der Unternehmer des Güterfern- 
verkehrs folgt dem Erwerbsprinzip, er ist nicht 
ortsgebunden und kann in verkehrsfernen und 
wirtschaftlich schwachen Gegenden, in denen seine 
Leistungen vielleicht besonders benötigt werden, 
die Beförderungen als nicht lohnend ablehnen oder 
aber auch Tarife an der oberen Grenze der Marge 
berechnen. Der Gesetzentwurf in der vom Ausschuß 
beschlossenen Fassung enthält daher zugunsten des 
gewerblichen Güterfernverkehrs und der Binnen- 
schiffahrt lediglich das auch im Regierungsentwurf 
vorgesehene Ausschreibungsverf ähren, das diesen 
Verkehrsträgern die Gelegenheit geben soll, sich 
auf die Bedürfnisse der verladenden Wirtschaft ein- 
zustellen und Beförderungsangebote abzugeben. 
Eine Versagung der Lizenz für den Werkfernver- 
kehr in solchen Fällen ist nicht vorgesehen. Die Ein- 
führung der Inhabergenehmigungen zum 1. Januar 
1973 wird es den Unternehmen des gewerblichen 
Güterfernverkehrs ebenfalls erleichtern, den Wün- 
schen der verladenden Wirtschaft mehr als bisher 
gerecht zu werden. 

Das auch im Regierungsentwurf vorgesehene 
Ausschreibungsverfahren vor Erteilung der Lizenz 
(§ 50 c des Güterkraftverkehrsgesetzes) ist vom 
Ausschuß in der Weise geändert worden, daß auch 
die Binnenschiffahrt beteiligt wird und daß vom An- 
tragsteller auch Größe und Art des benötigten Be- 
förderungsmittels anzugeben ist. Die Mitglieder 
der CDU/CSU-Fraktion haben der geschilderten Re- 
gelung für den Werkfernverkehr nicht zugestimmt. 
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sondern sich der Stimme enthalten, weil ihnen der 
Formulierungsvorschlag der Fraktion der SPD und 
der FDP so kurzfristig zugestellt wurde, daß die 
Zeit für sachliche Beratungen nicht ausgereicht 
habe. 

Mit Stimmenmehrheit ist der Antrag abgelehnt 
worden, Zugmaschinen bis zu 100 PS von dem Li- 
zenzierungsverfahren im Interesse der Landwirt- 
schaft auszunehmen. Ebenfalls mit Mehrheit abge- 
lehnt wurde der Antrag, diejenigen Beförderungen 
im Werkfernverkehr generell von dem Lizenzie- 
rungsverfahren auszunehmen, die im Zusammen- 
hang mit der öffentlichen Versorgung mit Gas, Was- 
ser und Strom stehen. Die Ausschußmehrheit ver- 
trat hierzu die Auffassung, daß solche Ausnahmen 
nicht erforderlich seien, weil Lastkraftwagen bis 
zu 4 t Nutzlast ohnehin von dem Verfahren frei- 
gestellt seien, außerdem Beförderungen im Nahbe- 
reich — Radius von 50 km vom Standort aus — 
auch künftig ohne Einschränkungen zulässig seien. 

Der Wirtschaftsausschuß hat im Wege der Mitbe- 
ratung empfohlen, das Zonenrandgebiet vom Lizen- 


zierungsverfahren generell auszunehmen. Die Ar- 
beitsgruppe Zonenrandförderung des Ausschusses 
für innerdeutsche Beziehungen hat ebenfalls eine 
Sonderregelung für das Zonenrandgebiet empfoh- 
len. Der Verkehrsausschuß hat daraufhin beschlos- 
sen, den § 50 f Abs. 2 GüKG in der Weise zu än- 
dern, daß bei einer allgemeinen Sperre bei der Er- 
teilung von Beförderungsbescheinigungen für das 
Zonenrandgebiet Ausnahmen zuzulassen sind. Der 
weitergehende Antrag, von der Einführung des Li- 
zenzierungsverfahrens im Zonenrandgebiet über- 
haupt abzusehen., wurde dagegen mit Stimmen- 
mehrheit abgelehnt. 

Der Verkehrsausschuß hat sich im übrigen auf 
redaktionelle Änderungen des Gesetzentwurfs ent- 
sprechend den Vorschlägen des Bundesrates be- 
schränkt, die durchweg auch die Zustimmung der 
Bundesregierung gefunden haben. Er empfiehlt mit 
Stimmenmehrheit, den Gesetzentwurf in der aus der 
Anlage ersichtlichen Fassung anzunehmen. Die Mit- 
glieder der CDU/CSU-Fraktion haben sich auch bei 
der Schlußabstimmung der Stimme enthalten. 


Bonn, den 8. Dezember 1971 


Ollesch 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/2684 — in der 
aus der Anlage ersichtlichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 8. Dezember 1971 


Der Ausschuß für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


Dr. Apel 

Vorsitzender 


Ollesch 

Berichterstatter 
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Beschlüsse des 13. Ausschusses 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Güterkraftverkehrsgesetz (GüKG) in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 22. Dezember 1969 
(Bundesgesetzbl. 1970 I S. 1), zuletzt geändert durch 
das Gesetz zur Durchführung internationaler Ab- 
kommen sowie von Verordnungen, Entscheidungen 
und Richtlinien des Rates und der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften auf dem Gebiet des 
grenzüberschreitenden Güterkraftverkehrs vom 
29. November 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 1859), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 3 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Der Satzteil „mit einem für den Güterfern- 
verkehr genehmigten Kraftfahrzeug durch- 
geführt wird, mit dem die Beförderung auf 
der Gesamtstrecke hätte ausgeführt werden 
können;“ wird ersetzt durch den Satzteil 
„mit einem Kraftfahrzeug durchgeführt wird, 
das unter den Voraussetzungen des § 12 
Abs. 1 Nr. 1 bis 4 mit einer Genehmigung ! 
eingesetzt wird, die die Gesamtstrecke 
deckt; abweichend von § 12 Abs. 1 Nr. 3 
braucht die Genehmigungsurkunde nicht mit- 
geführt zu werden, wenn sie bei der Deut- 
schen Bundesbahn hinterlegt ist." 

b) Der bisherige Halbsatz 2 wird Satz 2. 

2. In § 6 werden die bisherigen Absätze 3 und 4 
gestrichen und folgende neue Absätze 3 bis 5 
angefügt: 

„(3) Uber die Bestimmung des Standorts ist 
eine amtliche Bescheinigung zu erteilen, die bei 
allen Fahrten im Kraftfahrzeug mitzuführen und 
auf Verlangen der zuständigen Kontrollbeamten | 
zur Prüfung auszuhändigen ist. j 

(4) Sollen Kraftfahrzeuge außerhalb der Nah- 
zone vorübergehend im Nahverkehr verwendet 
werden, so kann die untere Verkehrsbehörde 
vorübergehend einen anderen Ort zum Stand- 
ort erklären, wenn dies aus wirtschaftlichen 
Gründen geboten und mit dem öffentlichen 
Interesse an der Aufrechterhaltung eines geord- 
neten Güterkraftverkehrs vereinbar ist. 

(5) Ist ein Standort nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes nicht bestimmt worden, so gilt 


als Standort der Ort des Sitzes oder der nicht 
nur vorübergehenden geschäftlichen Niederlas- 
sung, von dem aus das Kraftfahrzeug eingesetzt 
wird,“ 

2a. In § 6 a erhält Absatz 2 Nr. 1 folgende Fassung; 
„1. im Zonenrandgebiet oder“. 

3. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird aufgehoben. 

b) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden 
Absätze 2 und 3, 

4. § 10 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Genehmigung kann im Rahmen des 
§ 9 nur erteilt werden, wenn 

1. der Unternehmer und die für die Führung 
der Geschäfte bestellte Person zuverlässig 
sind, 

2. der Unternehmer oder die für die Führung 
der Geschäfte bestellte Person fachlich ge- 
eignet ist und 

3. die Leistungsfähigkeit des Betriebes gewähr- 
leistet ist." 

5. Die §§ 11, 11 a und 12 werden §§ 11, 12 und 12 a 
und erhalten folgende Fassung: 

„§ 11 

(1) Die Genehmigung wird dem Unternehmer 
für seine Person erteilt. Sie ist nicht übertrag- 
bar. 

(2) Die Genehmigung wird auf Zeit erteilt. 
Ihre Gültigkeitsdauer beträgt unbeschadet der 
Vorschrift des § 9 Abs. 2 Satz 2 grundsätzlich 
acht Jahre. 

§ 12 

(1) Die Genehmigung berechtigt den Unter- 
nehmer, ein Kraftfahrzeug im Güterfernverkehr 
unter folgenden Voraussetzungen einzusetzen 
(genehmigtes Kraftfahrzeug) : 

1. Das Kraftfahrzeug muß auf den Namen des 
Unternehmers zugelassen sein und ihm ge- 
hören oder von ihm auf Abzahlung gekauft 
sein. 
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2. Für das Kraftfahrzeug muß der in der Ge- 
nehmigungsurkunde bezeichnete Standort 
bestimmt sein. 

3. Die Genehmigungsurkunde (§ 15) und das 
Fahrtenbuch (§ 28 Abs. 2) sind auf der ge- 
samten Beförderungsstrecke im Kraftfahr- 
zeug mitzuführen. 

4. Das amtliche Kennzeichen des Kraftfahr- 
zeugs ist in das Fahrtenbuch einzutragen. 

(2) Verwendet ein Unternehmer des Güter- 
fernverkehrs entweder zu Beginn oder am Ende 
einer Beförderung im Güterfernverkehr ein 
Kraftfahrzeug ohne Genehmigung innerhalb der 
Nahzone (§ 2 Abs. 2) oder ein Kraftfahrzeug 
mit einer Bezirksgenehmigung innerhalb der 
Bezirkszone (§ 13 a Abs. 1), so gilt diese Be- 
förderung, wenn der Unternehmer auf der 
übrigen Beförderungsstrecke ein anderes Kraft- 
fahrzeug unter den Voraussetzungen des Ab- 
satzes 1 mit einer Genehmigung einsetzt, die 
die gesamte Beförderung deckt, als gleichfalls 
mit dem genehmigten Kraftfahrzeug ausgeführt. 

(3) Der Bundesminister für Verkehr wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates Ausnahmen von der 
Voraussetzung des Absatzes 1 Nr. 1 für die 
Fälle zuzulassen, in denen ein im Güterfernver- 
kehr verwendetes Kraftfahrzeug kurzfristig 
ausfällt. In der Rechtsverordnung ist die hochst- 
zulässige Dauer eines solchen Einsatzes sowie 
das seiner Überwachung dienende Verfahren 
zu regeln. 

§ 12a 

(1) An Stelle einer Genehmigung dürfen dem 
Unternehmer mehrere Genehmigungen erteilt 
werden, wenn diese Genehmigungen den Unter- 
nehmer berechtigen, lediglich Kraftfahrzeuge zu 
verwenden, die einschließlich Anhänger insge- 
samt eine bestimmte Nutzlast nach folgender 
Maßgabe nicht überschreiten: 

1. Ist die Genehmigung dem Unternehmer 
erstmalig vor Inkrafttreten dieser Vorschrift 
erteilt worden, so ist die Nutzlast maßge- 
bend, die das nach §§ 11, 15 Abs. 2 des 
Güterkraftverkehrsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 22. Dezember 1969 
(Bundesgesetzbl. 1970 I S. 1) genehmigte 
Kr^aftfahrzeug einschließlich Anhänger am 
1. Januar 1969 oder, wenn die Genehmigung 
dem Unternehmer erstmalig nach dem 1. Ja- 
nuar 1969 erteilt wurde, im Zeitpunkt der 
Genehmigungserteilung hatte. 

2. Ist die Genehmigung dem Unternehmer erst- 
malig nach Inkrafttreten dieser Vorschrift 
erteilt worden, so ist maßgebend das Kraft- 
fahrzeug einschließlich Anhänger mit der 
größten Nutzlast, das im Zeitpunkt der Ge- 
nehmigungserteilung auf den Namen des 
Unternehmers zugelassen war und ihm ge- 
hörte oder von ihm auf Abzahlung gekauft 


war und das er auf Grund der Genehmigung 
hätte einsetzen können. 

(2) Absatz 1 gilt für Genehmigungen für den 
Möbelfernverkehr mit der Maßgabe, daß an die 
Stelle der Nutzlast von Kraftfahrzeug und An- 
hänger die Nutzlast des entsprechenden Fahr- 
zeugs tritt. 

(3) An Stelle mehrerer nach Absatz 1 oder 2 
erteilter Genehmigungen darf dem Unterneh- 
mer eine andere Anzahl von Genehmigungen 
erteilt werden, sofern die in Absatz 1 oder 2 
bezeichnete Nutzlast dabei nicht überschritten 
wird. 

(4) Die Genehmigungen nach den Absätzen 1, 
2 oder 3 dürfen nur mit der Maßgabe erteilt 
werden, daß sie lediglich für Kraftfahrzeuge 
verwendet werden dürfen, die zu jeder Zeit 
denselben Standort haben müssen. 

(5) Die nach den Absätzen 1, 2 oder 3 erteilten 
mehreren Genehmigungen gelten als eine Ge- 
nehmigung im Sinne des § 9." 


6. § 13 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird der Satzteil „gerechnet in 
der Luftlinie vom Ortsmittelpunkt des Stand- 
ortes des Kraftfahrzeugs aus" ersetzt durch 
den Satzteil „gerechnet in der Luftlinie vom 
Ortsmittelpunkt des Standortes der Kraft- 
fahrzeuge aus, die auf Grund der Genehmi- 
gung eingesetzt werden dürfen". 

b) Die Absätze 2 und 3 werden aufgehoben. 

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 2. 


7. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für die Erteilung der Genehmigung 
ist diejenige höhere Landesverkehrsbehörde 
zuständig, in deren Bezirk der Unternehmer 
seinen Sitz oder eine nicht nur vorüberge- 
hende geschäftliche Niederlassung hat und 
die Kraftfahrzeuge, die auf Grund der Ge- 
nehmigung eingesetzt werden sollen, zuge- 
lassen sind oder zugelassen werden sollen." 

b) In Absatz 3 Satz 2 wird das Zitat „§ 13 a 
Abs. 4" ersetzt durch das Zitat „§ 13 a 
Abs. 2". 


8. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Nr. 3 erhält folgende Fassung; 

„3. die Bezeichnung eines Standortes, der 
für alle Kraftfahrzeuge bestimmt sein 
muß, für die die Genehmigung verwen- 
det werden soll,". 
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b) Absatz 3 erhält folgende Fassung; 

„ (3) Ändert sich die Bezeichnung des 
Unternehmers oder der Sitz des Unterneh- 
mens, so ist die Genehmigungsurkunde der 
Genehmigungsbehörde zur Berichtigung vor- 
zulegen. Das gleiche gilt, wenn die Geneh- 
migung für Kraftfahrzeuge mit einem ande- 
ren als den nach Absatz 2 Nr. 3 bezeich- 
neten Standort verwendet werden soll. Han- 
delt es sich in diesem Falle um eine Be- 
zirksgenehmigung, so bedarf es zur Berichti- 
gung der Genehmigungsurkunde der vor- 
herigen Zustimmung der für den bisherigen 
Standort zuständigen Genehmigungsbehörde, 
wenn 

1. der bisherige Standort in einem der in 
§ 6 a Abs. 2 genannten Gebiete liegt oder 

2. der Standort der Kraftfahrzeuge, die auf 
Grund der Genehmigung eingesetzt wer- 
den sollen, in einem anderen Land liegt. 

Die Zustimmung ist zu versagen, sofern die 
Beibehaltung des bisherigen Standortes für 
die befriedigende Verkehrsbedienung eines 
bestimmten Gebietes erforderlich ist und sie 
dem Unternehmer unter Berücksichtigung 
seiner wirtschaftlichen Lage zugemutet wer- 
den kann. Vor der Entscheidung sind die für 
den neuen Standort zuständige Genehmi- 
gungsbehörde sowie die für den bisherigen 
und die für den neuen Standort zuständigen 
Außenstellen der Bundesanstalt für den 
Güterfernverkehr zu hören." 

9. In § 19 a wird das Zitat „§ 10 Abs. 1 Nr. 2" 
ersetzt durch das Zitat „§ 10 Abs. 1 Nr. 3". 

10. § 28 wird wie folgt geändert: 


12. § 41 wird aufgehoben. 

13. § 43 erhält folgende Fassung: 

»§ 43 

(1) Der Unternehmer des Möbelfernverkehrs 
kann die Genehmigung mit oder ohne Fahrzeug 
des Möbelfernverkehrs einem anderen Unter- 
nehmer des Möbelfernverkehrs vorübergehend 
überlassen, der in diesem Falle für die Erfüllung 
der gesetzlichen Pflichten verantwortlich ist. 

(2) Der Unternehmer des Möbelfernverkehrs 
kann zur Beförderung eines genehmigten Mö- 
belwagenanhängers vorübergehend ein fremdes 
Kraftfahrzeug und eine einem anderen Unter- 
nehmer erteilte Genehmigung für den Güter- 
fernverkehr benutzen." 


14. In § 46 wird der Satzteil „mit Ausnahme des 
§ 10 Abs. 1 Nr. 3" gestrichen. 


15. § 50 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt: 

„Soll ein Lastkraftwagen mit mehr als 4 t 
Nutzlast oder eine Zugmaschine mit einer 
Leistung über 55 PS verwendet werden, so 
darf Werkfernverkehr unbeschadet des 
§ 50 c Abs. 3 jedoch nur durchgeführt wer- 
den, wenn dem Unternehmer für das Kraft- 
fahrzeug eine Beförderungsbescheinigung 
erteilt ist; dies gilt nicht für Beförderungen 
im grenzüberschreitenden Güterkraftverkehr 
sowie für die Beförderung von Gütern, di^ 
den eigenen Zwecken eines Unternehmens 
des gewerblichen Güterkraftverkehrs dient." 


a) Absatz 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Diese sind bei allen Beförderungen im Gü- 
terfernverkehr im Kraftfahrzeug mitzufüh- 
ren." 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Genehmigungsurkunde, das Fahr- 
tenbuch und die Beförderungs- und Begleit- 
papiere sind auf Verlangen der zuständigen 
Kontrollbeamten zur Prüfung auszuhändi- 
gen." 

c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Im Falle des § 12 Abs. 2 sind die Be- 
förderungspapiere auch während der Beför- 
derung auf der Teilstrecke mitzuführen, auf 
der ein Kraftfahrzeug ohne Genehmigung 
eingesetzt wird. Absatz 3 ist insoweit anzu- 
wenden." 

11. § 29 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Der Unternehmer hat die Beförderungspapiere 
und das Fahrtenbuch nach Beendigung der Be- 
förderung fünf Jahre aufzubewahren." 


b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 


16. Nach § 50 werden folgende §§ 50 a bis 50 f ein- 
gefügt: 


„§ 50 a 


(1) Die Beförderungsbescheinigung wird dem 
Unternehmer für ein bestimmtes Kraftfahrzeug 
erteilt. Sie ist nicht übertragbar. 

(2) Die Beförderungsbescheinigung wird auf 
Zeit erteilt. Ihre Gültigkeitsdauer beträgt höch- 
stens fünf Jahre. 


§ 50 b 

(1) Für die Erteilung der Beförderungsbe- 
scheinigung ist die Bundesanstalt für den Güter- 
fernverkehr (§ 53) zuständig. 

(2) Der Antrag auf Erteilung einer Beförde- 
rungsbescheinigung ist auf einem von der Bun- 
desanstalt vorgeschriebenen Formblatt in drei- 
facher Ausfertigung bei derjenigen Außenstelle 
der Bundesanstalt einzureichen, in deren Be- 
reich das Kraftfahrzeug, für das die Beförde- 
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rungsbescheinigung erteilt werden soll, zuge- 
lassen ist oder zugelassen werden soll. Ist das 
Kraftfahrzeug nicht im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes zugelassen, ist der Antrag bei der 
Zentrale der Bundesanstalt zu stellen. 

(3) Der Antrag muß enthalten 

1. die Erklärung, daß der Antragsteller zuläs- 
sigen Werkfernverkehr nach §§ 48, 49 durch- 
führen will, 

2. diejenigen Angaben, die für eine Bekannt- 
gabe nach § 50 c Abs. 1 erforderlich sind, 

3. Einzelangaben über das Kraftfahrzeug, 

4. die Gültigkeitsdauer, für die die Beförde- 
rungsbescheinigung erteilt werden soll. 

(4) Eine Ausfertigung des Antrages über- 
sendet die Bundesanstalt an die höhere Landes- 
verkehrsbehörde, in deren Bezirk das Kraft- 
fahrzeug zugelassen ist oder zugelassen werden 
soll. 

§ 50 c 

(1) Die Bundesanstalt gibt spätestens 14 Tage 
nach Eingang des Auftrages auf Erteilung einer 
Beförderungsbescheinigung folgende Einzelhei- 
ten aus dem Antrag nach Maßgabe des Ab- 
satzes 2 bekannt: 

1. Name (Firma) und Anschrift des Antrag- 
stellers, 

2. Größe und Art des benötigten Beförderungs- 
mittels, 

3. Güterart nach den Hauptgruppen des Güter- 
verzeichnisses und monatliche durchschnitt- 
liche Gütermenge, 

4. durchschnittliche Entfernung der Beförde- 
rung, gerundet auf volle 100 km, 

5. Besonderheiten im Rahmen der Beförderung, 
soweit der Antragsteller sie angeben will. 

(2) Die Bundesanstalt erstellt wöchentlich ein 
Verzeichnis mit den Angaben nach Absatz 1 
(Werkfernverkehrs-Verzeichnis), in dem die- 
jenigen Anträge berücksichtigt sind, die alle 
nach § 50 b Abs. 3 vorgeschriebenen Angaben 
vollständig enthalten. Die Bekanntgabe erfolgt 
dadurch, daß die Bundesanstalt das Werkfern- 
verkehrs-Verzeichnis bei ihren Außenstellen 
zur Einsichtnahme auslegt. Zur Einsichtnahme 
sind berechtigt die Deutsche Bundesbahn, die 
nichtbundeseigenen Eisenbahnen des öffent- 
lichen Verkehrs, die Binnenschiffsgewerbetrei- 
benden, die Unternehmer des Güterfernver- 
kehrs sowie die bestellten Abfertigungsspedi- 
teure. Die Bundesanstalt übersendet den zur 
Einsichtnahme Berechtigten auf Antrag gegen 
Erstattung der Kosten das Werkfernverkehrs- 
Verzeichnis. Die Bundesanstalt teilt den Tag 
der Bekanntgabe dem Antragsteller mit. 


(3) Eine Bekanntgabe entfällt, wenn 

1. die beantragte Gültigkeitsdauer der Beför- 
derungsbescheinigung weniger als drei Mo- 
nate beträgt oder 

2. die Beförderungsbescheinigung für gelegent- 
liche Einzelbeförderungen an bestimmten 
Tagen beantragt wird, die insgesamt nicht 
mehr als 30 Tage ausmachen dürfen. 

In diesen Fällen darf Werkfernverkehr bereits 
nach Absendung des Antrags auf Erteilung der 
Beförderungsbescheinigung gemäß § 50 b Abs. 2 
durchgeführt werden. 

(4) Soweit die Deutsche Bundesbahn oder 
eine nichtbundeseigene Eisenbahn des öffent- 
lichen Verkehrs dem Antragsteller die Durch- 
führung der Beförderungsleistungen anbietet, 
hat sie ihr Angebot auch an die nach § 50 b 
Abs. 2 zuständige Stelle der Bundesanstalt zu 
übermitteln. 

§ 50 d 

(1) Die Beförderungsbescheinigung ist zu er- 
teilen: 

1. in den in § 50 c Abs. 3 genannten Fällen, 

2. in allen anderen Fällen, in denen 

a) die Nutzlast von Kraftfahrzeugen, für 
die Beförderungsbescheinigungen bean- 
tragt werden, unter Berücksichtigung der 
dem Antragsteller bereits erteilten oder 
von ihm gleichzeitig beantragten Beför- 
derungsbescheinigungen nicht in einem 
offensichtlichen Mißverhältnis zu den 
Beförderungsleistungen steht, die der 
Antragsteller auszuführen hat, und 

b) der Antragsteller nachweist, daß er 
innerhalb einer Frist von zwei Monaten 
seit Bekanntgabe nach § 50 c kein für ihn 
annehmbares Angebot der Deutschen Bun- 
desbahn oder einer nichtbundeseigenen 
Eisenbahn des öffentlichen Verkehrs zur 
Durchführung seiner Güterbeförderungen 
erhalten hat. Ein Beförderungsangebot 
ist annehmbar, wenn es unter Berück- 
sichtigung der Eigenarten des Unterneh- 
mens des Antragstellers den erforder- 
lichen Beförderungsleistungen und den 
nach Gesetz oder Tarif hierfür zu be- 
rechnenden Entgelten entspricht. 

(2) Die Bundesanstalt ist berechtigt, vor der 
Entscheidung über den Antrag auf Erteilung 
einer Beförderungsbescheinigung den Antrag- 
steller sowie die Deutsche Bundesbahn und 
eine nichtbundeseigene Eisenbahn des öffent- 
lichen Verkehrs, soweit sie ein den Angaben 
nach § 50 c Abs. 1 entsprechendes Angebot ab- 
gegeben haben (Beteiligte), zur Anhörung zu 
laden. Auf Antrag eines Beteiligten ist sie hier- 
zu verpflichtet. Der Antrag ist innerhalb einer 
Frist von zwei Monaten seit Bekanntgabe nach 
§ 50 c bei der nach § 50 b Abs. 2 zuständigen 
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Stelle der Bundesanstalt zu stellen. Die An- I 
hörung kann gemeinsam erfolgen und als ver- 
mittelndes Marktgespräch mit den Beteiligten 
geführt werden. 

(3) Eine Durchschrift der Beförderungsbe- 
scheinigung oder des Ablehnungsbescheides er- 
hält die nach § 50 b Abs. 4 zuständige Behörde. 

§ 50 e 

(1) Die Beförderungsbescheinigung muß ent- 
halten: 

1. einen Hinweis auf dieses Gesetz, 

2. die Bezeichnung des Unternehmens, 

3. die Bezeichnung des Kraftfahrzeugs, für das 
die Beförderungsbescheinigung erteilt wird, 
unter Angabe des amtlichen Kennzeichens, 

4. die Gültigkeitsdauer. 

(2) Die Beförderungsbescheinigung ist der 
Bundesanstalt zur Berichtigung vorzulegen, 
wenn 

1. die Angaben über das Unternehmen oder 
das Kraftfahrzeug nach Absatz 1 Nr. 2 und 3 
sich ändern, 

2. an die Stelle des Kraftfahrzeugs, für das die 
Beförderungsbescheinigung erteilt ist, ein 
anderes Kraftfahrzeug treten soll. 

(3) Die Beförderungsbescheinigung oder im 
Falle des § 50 c Abs. 3 Satz 2 eine Durchschrift 
des Antrages ist bei allen Fahrten im Kraftfahr- 
zeug mitzuführen und auf Verlangen der zu- 
ständigen Kontrollbeamten zur Prüfung auszu- 
händigen. 

§ 50 f 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates die Erteilung von Beförderungsbe- 
scheinigungen für die Dauer von längstens 
einem Jahr auszusetzen, wenn und soweit dies 
im öffentlichen Interesse erforderlich ist, um 
einer drohenden oder bereits eingetretenen Ge- 
fährdung der Ausgeglichenheit oder Funktions- 
fähigkeit des binnenländischen Verkehrs oder 
der Verkehrssicherheit auf den Straßen zu be- 
gegnen. Die Aussetzung kann bis zu einem wei- 
teren Jahr verlängert werden, soweit die Vor- 
aussetzungen des Satzes 1 noch vorliegen. Eine 
weitere Aussetzung ist danach erst wieder nach 
Ablauf von mindestens zwei Jahren, beginnend 
mit dem Ende des letzten Aussetzungszeitraums, 
zulässig. 

(2) In der Rechts Verordnung sind Ausnah- 
men für die Unternehmen mit Sitz oder nicht 
nur vorübergehender geschäftlicher Niederlas- 
sung im Zonenrandgebiet, die Werkfernverkehr 
durchführen, und zugunsten solcher Unterneh- 
men zuzulassen, die wegen ihrer Eigenart oder 
geographischen Lage den Werkfernverkehr für 


bestimmte Güter nicht entbehren, insbesondere 
auf die öffentlichen Verkehrsunternehmen nicht 
ausweichen können oder durch die Versagung 
neuer Beförderungsbescheinigungen in wirt- 
schaftliche Schwierigkeiten geraten würden; 
ferner für die Fälle, in denen es sich um die 
Wiedererteilung einer abgelaufenen Beförde- 
rungsbescheinigung handelt, deren Versagung 
auch unter Berücksichtigung der für den Erlaß 
der Verordnung maßgeblichen Gründe eine un- 
billige Härte darstellen würde.'' 

17. § 51 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Vorschriften über den Standort in § 6 
Abs. 1, 2 und 5 sowie in § 6 a finden entspre- 
chende Anwendung. Uber die Bestimmung des 
Standorts ist eine amtliche Bescheinigung zu 
erteilen, die bei allen Fahrten im Kraftfahrzeug 
mitzuführen und auf Verlangen der zuständigen 
Kontrollbeamten zur Prüfung auszuhändigen 
ist.“ 

§ 52 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Unternehmen, die Werkfernverkehr durch- 
führen, haben nach näherer Bestimmung 
durch den Bundesminister für Verkehr der 
Bundesanstalt für den Güterfernverkehr 
(§ 53) monatlich eine Übersicht aller durch- 
geführten Beförderungen im Werkfernver- 
kehr oder eine Fehlanzeige vorzulegen.'' 

b) Absatz 4 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die im Werkfernverkehr ausschließlich für 
grenzüberschreitende Beförderungen ver- 
wendeten und im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes zugelassenen Kraftfahrzeuge mit 
mehr als 4 t Nutzlast und Zugmaschinen mit 
einer Leistung über 55 PS sind bei der Bun- 
desanstalt mit einem von ihr vorgeschriebe- 
nen Formblatt anzumelden; die von der 
Bundesanstalt erteilte Meldebestätigung ist 
bei allen Fahrten im Kraftfahrzeug mitzu- 
führen und auf Verlangen der zuständigen 
Kontrollbeamten zur Prüfung auszuhändi- 
gen." 

19. § 54 Abs. 2 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Güterfernverkehr nicht ohne die erforder- 
liche Genehmigung sowie Werkfernver- 
kehr nicht in unzulässiger Weise und nicht 
ohne die erforderliche Beförderungsbe- 
scheinigung betrieben werden,“. 

20. § 60 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Unternehmer des Güterfernverkehrs 
und der Abfertigungsspediteur haben das Un- 
ternehmen, der Unternehmer des Güterfernver- 
kehrs und die Deutsche Bundesbahn haben ihre 
im Güterfernverkehr verwendeten Kraftfahr- 
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zeuge und Anhänger der Bundesanstalt auf de- 
ren Verlangen anzumelden." 


21. § 75 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 4 erhält folgende Fassung: 

„Es kann eine jährliche Mindestumlage für 
jede erteilte Genehmigung und für jedes im 
Güterfernverkehr eingesetzte bundesbahn- 
eigene Kraftfahrzeug festgesetzt werden." 

b) Satz 5 Halbsatz 2 erhält folgende Fassung: 

„entsprechendes gilt für Unternehmen, die 
Werkfemverkehr betreiben, für ihre Kraft- 
fahrzeuge, für die nach § 50 Satz 2 eine Be- 
förderungsbesdieinigung oder nach § 52 
Abs. 4 eine Meldebestätigung erteilt ist." 


22. § 78 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. wenn der Unternehmer drei Monate 
lang kein Kraftfahrzeug mehr besitzt, 
das der Voraussetzung von § 12 Abs. 1 
Nr. 1 entspricht,". 

b) In Absatz 2 Nr, 5 wird der Satzteil „mit dem 
für den Fernverkehr genehmigten Fahrzeug" 
gestrichen. 

23. In § 83 Abs, 1 wird das Zitat „§ 8 Abs. 3 und 
4" ersetzt durch das Zitat „§ 8 Abs. 2 und 3" 
und das Zitat „§ 8 Abs. 3" ersetzt durch das 
Zitat „§ 8 Abs. 2". 


24. In § 83 Abs. 4, § 85 Abs. 2 und § 88 Abs. 1 
Nr. 4 wird jeweils das Zitat „§ 103 Abs. 2 
Nr. 7" ersetzt durch das Zitat „§ 103 Abs. 2 
Nr. 5". 


25, § 89 erhält folgende Fassung: 

„§ 89 

Es gelten nicht die Vorschriften der §§ 80 
bis 83, 85 Abs. 2, §§ 86 bis 88 für den Güter- 
nahverkehr der Deutschen Bundesbahn; 

des § 81 Nr, 1 und 2 für den Güternahverkehr 
anderer öffentlicher Eisenbahnen; 

der §§ 80, 81, 83, 86 und 88 für den Güternah- 
verkehr der Unternehmer des Güterfernver- 
kehrs; die Erlaubnisbehörde hat jedoch eine 
Bescheinigung über die Berechtigung zur Aus- 
übung des allgemeinen Güternahverkehrs zu 
erteilen; eine Ausfertigung der Bescheinigung 
ist auf allen Fahrten mitzuführen und auf Ver- 
langen den zuständigen Kontrollorganen zur 
Prüfung vorzulegen." 


26. § 93 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Zitat „§ 8 Abs. 3" er- 
setzt durch das Zitat „§ 8 Abs. 2". 

b) Es wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Die vorgeschriebene Anhörung der 
zuständigen Verwaltung der Eisenbahn ent- 
fällt im Land Berlin." 

27. § 99 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. entgegen § 8 Güterfernverkehr oder 
§ 90 Güterliniennahverkehr betreibt, 
ohne im Besitz einer Genehmigung zu 
sein;". 

b) In Absatz 1 werden nach Nummer 1 fol- 
gende Nummern 1 a, 1 b, 1 c und 1 d einge- 
fügt: 

„1 a. entgegen § 12 Abs. 1 Güterfernverkehr 
in unzulässiger Weise betreibt;“. 

l b. entgegen §§ 48, 49 Werkverkehr in 
unzulässiger Weise betreibt; 

l c. entgegen § 50 Werkfernverkehr be- 
treibt, ohne im Besitz einer Beförde- 
rungsbescheinigung zu sein; 

l d. entgegen § 80 Güternahverkehr be- 
treibt, ohne im Besitz einer Erlaubnis 
zu sein;". 

c) Absatz 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Beförderungen im Güterfernverkehr, 
Güternahverkehr oder Werkverkehr 
mit einem Kraftfahrzeug durchgeführt, 
für das ein Standort entgegen § 6 
Abs. 1, § 51 Abs. 1 Satz 1 nicht be- 
stimmt worden ist;". 

d) In Absatz 1 Nr. 4 Buchstabe d wird das Zitat 
„§ 103 Abs. 2 Nr. 6" ersetzt durch das Zitat 
„§ 103 Abs. 2 Nr. 4". 

e) In Absatz 1 Nr. 5 werden das Zitat „§ 6 
Abs. 3 Satz 3 und 4" ersetzt durch das Zitat 
„§ 6 Abs. 3", nach „§ 40 Abs. 1," eingefügt 
„§ 50 e Abs. 3, § 51 Abs. 1 Satz 2,", nach 
„§ 60 Abs. 1" eingefügt „, §§ 86, 89 letzter 
Halbsatz" und das Wort „genehmigten" ge- 
strichen. 

f) In Absatz 2 wird das Zitat „Absatz 1 Nr. 1 
und 3" ersetzt durch das Zitat „Absatz 1 
Nr. 1 bis 1 dund 3". 

28. § 103 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Die Nummern 3 und 4 werden aufgehoben. 

b) Die bisherigen Nummern 5 bis 7 werden 
Nummern 3 bis 5. 

29. In § 103 a werden nach dem Wort „Grenzzoll- 
stellen" die Worte eingefügt „und andere für 
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die Kontrolle an der Grenze zuständige Stel- 
len". 

30. § 105 erhält folgende Fassung: 

„§ 105 

Dieses Gesetz gilt nadi Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. Reditsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten 
im Land Berlin nach § 14 des Dritten Überlei- 
tungsgesetzes." 


31. In § 107 Satz 1 ist das Wort „vier" durch das 
Wort „sechs" zu ersetzen. 


Artikel 2 

^1. Für Kraftfahrzeuge, für die bis zum 31, Dezem- 
ber 1971 ein Standort nicht bestimmt zu werden 
brauchte, gilt der Standort nach § 6 Abs. 3, § 51 
Abs. 1 des Güterkraftverkehrsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom ,22. Dezem- 
ber 1969 (Bundesgesetzbl. 1970 I S. 1) bis zur 
Standortbestimmung nach Artikel 1 Nr. 2 und 
17 dieses Gesetzes, längstens jedoch bis zum 
31, Dezember 1972. 

2. Die vor dem 1. Januar 1973 auf Grund der Vor- 
schriften des Güterkraftverkehrsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22. Dezem- 
ber 1969 (Bundesgesetzbl. 1970 I S. 1) erteilten 
Genehmigungen für den Güterfernverkehr be- 
rechtigen den Unternehmer für den Rest der 
Gültigkeitsdauer, Güterfernverkehr nach Maß- 
gabe dieses Gesetzes zu betreiben. 

3. Hat ein Unternehmen vor dem 1. Januar 1972 
zulässigen Werkfernverkehr durchgeführt, so 
tritt die Meldebestätigung für das bei der Bun- 
desanstalt für den Güterfernverkehr nach § 52 
Abs, 4 des Güterkraftverkehrsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22. Dezem- 
ber 1969 (Bundesgesetzbl. 1970 I S. 1) ange- 
meldete und nicht wieder abgemeldete Kraft- 
fahrzeug nach folgender Maßgabe an die Stelle 
der Beförderungsbescheinigung nach § 50 Satz 2 
des Güterkraftverkehrsgesetzes: 


a) die ab 1. Juli 1971 ausgestellten Meldebestä- 
tigungen gelten als Beförderungsbescheini- 
gungen höchstens ein Jahr nach deren Aus- 
stellungsdatum; 

b) die ab 1. Juli 1967 ausgestellten Meldebestä- 
tigungen gelten als Beförderungsbescheini- 
gungen höchstens fünf Jahre nach deren Aus- 
stellungsdatum; 

c) die vor dem 1. Juli 1967 ausgestellten Melde- 
bestätigungen gelten als Beförderungsbe- 
scheinigungen höchstens bis zu dem Tag des 
Jahres 1973, der dem Ausstellungstag ent- 
spricht. 

§ 75 Abs. 1 Satz 5 Halbsatz 2 des Güterkraftver- 
kehrsgesetzes gilt für diese Kraftfahrzeuge ent- 
sprechend. § 50 e Abs. 3 und § 99 Abs. 1 Nr. 5 
des Güterkraftverkehrsgesetzes gelten entspre- 
chend für die Meldebestätigung. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 4 

Der Bundesminister für Verkehr wird ermächtigt, 
den Wortlaut des Güterkraftverkehrsgesetzes im 
Bundesgesetzblatt unter Beseitigung von Unstim- 
migkeiten des Wortlauts neu bekanntzumachen. 


Artikel 5 

1. Artikel 1 Nr. 2, 2 a, 11, 15, 16, 17, 18, 19, 20, 21 
Buchstabe b, Nr. 27 — mit Ausnahme der Num- 
mer 1 a in Buchstabe b, des Buchstabens d und 
der Einfügung „89 letzter Halbsatz" in Buch- 
stabe e — , Nr. 29 und 31, Artikel 2 Nr, 1 und 3 
sowie Artikel 3 treten am 1. Januar 1972 in 
Kraft. 

2. Die übrigen Vorschriften treten am 1, Januar 
1973 in Kraft. 
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